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Satzung über die Aufwandsentschädigung, den Auslagenersatz, den Verdienstausfall und 
die Förderung des Ehrenamtes für die ehrenamtlichen Angehörigen der Feuerwehr Ber-

gisch Gladbach 
 

Präambel 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490) und der §§ 20, 21, 22 des 
Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz (BHKG) vom 17. 
Dezember 2015 (GV.NRW. S. 886), zuletzt durch Art. 6 des Gesetzes vom 23. Juni 2021 (GV. 
NRW. S. 762) geändert, hat der Rat der Stadt Bergisch Gladbach in seiner Sitzung am 
05.09.2023 die folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Grundsätze der Aufwandsentschädigung 

 
(1) Die Stadt Bergisch Gladbach zahlt den ehrenamtlichen Führungskräften und bestimmten 
ehrenamtlichen Kräften, die Sonderfunktionen innerhalb der Feuerwehr Bergisch Gladbach aus-
üben, anstelle eines Auslagenersatzes eine Aufwandsentschädigung, deren Höhe sich nach der 
jeweils wahrgenommenen Funktion in der Feuerwehr richtet. Diese Regelung gilt für folgende 
bestellte Funktionsträger: 
 
a) Stellvertretende/r Leiter/in der Feuerwehr  
b) Einheitsführer/in 
c) Stellvertretende/r Einheitsführer/in 
d) Stadtjugendfeuerwehrwart/in 
e) Stellvertretende/r Stadtjugendfeuerwehrwart/in 
f) Jugendfeuerwehrwart/in 
g) Stellvertretende/r Jugendfeuerwehrwart/in 
h) Betreuer/in Jugendfeuerwehr 
i) Gerätewart/in 
j) Leiter/in Fachgruppen oder sonstiger Schnelleinsatzgruppen 
k) Stellvertretender Leiter/in Fachgruppen oder sonstiger Schnelleinsatzgruppen 
l) Pressesprecher/in 
m) Stellvertretende/r Pressesprecher/in 
n) Stadtausbildungskoordinator/in 
o) Ausbildungsbeauftragte/r 
p) Leiter/in der Ehrenabteilung 
q) Stellvertretende/r Leiter/in der Ehrenabteilung 
r) Leiter/in der Unterstützungsabteilung 
s) Stellvertretende/r Leiter/in der Unterstützungsabteilung 
 
(2) Jede Funktionsträgerin und jeder Funktionsträger hat nur Anspruch auf eine Aufwandsent-
schädigung. Bei der Wahrnehmung von Mehrfachfunktionen wird jeweils die Pauschale der 
höchsten Funktion gewährt. In von der Leitung der Feuerwehr festgelegten und begründeten 
Ausnahmen kann zusätzlich die Hälfte der Vergütung einer weiteren Funktion gewährt werden.  
 
(3) Mit der Aufwandsentschädigung sind die mit der Wahrnehmung des Ehrenamtes verbunde-
nen notwendigen Barausgaben und sonstigen persönlichen Kosten, dazu zählen Telefonkosten, 
Fahrten im Stadtgebiet, Schreibmaterial, Datenverarbeitungskosten, abgegolten. Ein Anspruch 
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der Feuerwehrangehörigen, die eine Aufwandsentschädigung erhalten, auf einen individuellen 
Auslagenersatz, eine Verpflegungspauschale oder eine Anfahrtspauschale besteht nicht.  
 
4) Ausgenommen von der in Absatz 3 getroffenen Regelung sind Verdienstausfallentschädigun-
gen, Kosten für Reisen außerhalb des Stadtgebietes, Aufwandsentschädigungen für Rufbereit-
schaften und Bereitschaftsdienste sowie Pauschalen für Einsatzanfahrten. 

 
 

§ 2 
Höhe der Aufwandsentschädigung 

 
(1) Die Aufwandsentschädigung nach § 1 wird ausschließlich als monatliche Pauschale gewährt. 
Die Höhe der Pauschale richtet sich nach der Verordnung über die Entschädigung der Mitglieder 
kommunaler Vertretungen und Ausschüsse für das Land Nordrhein-Westfalen  (Entschädi-
gungsverordnung - EntschVO NRW). Sie bemisst sich an der Höhe der Aufwandsentschädigung 
für Ratsmitglieder in der für die Stadt Bergisch Gladbach maßgeblichen Einwohnerzahl gemäß § 
1 Absatz 2 EntschVO NRW. Der genannte Betrag wird mit dem in Absatz 2 festgelegten Pro-
zentsatz multipliziert und ergibt die Höhe der monatlichen Aufwandsentschädigung für die bei 
der Feuerwehr Bergisch Gladbach wahrgenommenen Funktion. 
 
(2) Der Prozentsatz zur Berechnung der Aufwandsentschädigung beträgt für die Funktion 
 
a) Stellvertretende/r Leiter/in der Feuerwehr: 100%  
b) Einheitsführer/in: 80% 
c) Stellvertretende/r Einheitsführer/in: 70% 
d) Stadtjugendfeuerwehrwart/in: 50% 
e) Stellvertretende/r Stadtjugendfeuerwehrwart/in: 30% 
f) Jugendfeuerwehrwart/in: 30% 
g) Stellvertretende/r Jugendfeuerwehrwart/in: 20% 
h) Betreuer/in Jugendfeuerwehr: 10% 
i) Gerätewart/in: 20% 
j) Leiter/in Fachgruppen oder sonstiger Schnelleinsatzgruppen: 20% 
k) Stellvertretender Leiter/in Fachgruppen oder sonstiger Schnelleinsatzgruppen: 10% 
l) Pressesprecher/in: 50% 
m) Stellvertretende/r Pressesprecher/in: 30% 
n) Stadtausbildungskoordinator/in: 20% 
o) Ausbildungsbeauftragte/r: 10% 
p) Leiter/in der Ehrenabteilung: 20% 
q) Stellvertretende/r Leiter/in der Ehrenabteilung: 10% 
r) Leiter/in der Unterstützungsabteilung: 20% 
s) Stellvertretende/r Leiter/in der Unterstützungsabteilung: 10% 
 
 

§ 3 
Zahlung der Aufwandsentschädigung 

 
(1) Die Aufwandsentschädigungen nach § 2 werden für einen vollen Kalendermonat gewährt 
und monatlich im Voraus gezahlt. Dies gilt auch, wenn die Funktion während des Monats aufge-
nommen oder beendet wurde. 
 
(2) Der Anspruch auf Zahlung der Aufwandsentschädigung entfällt für die über drei Monate hin-
ausgehende Zeit, wenn die Funktion länger als drei Monate ohne Unterbrechung nicht wahrge-
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nommen wird.  
 
(3) Der Anspruch auf Zahlung der Aufwandsentschädigung entfällt unmittelbar mit Monatsablauf 
nach Ausschluss oder Austritt aus der Feuerwehr sowie bei einer Funktionsenthebung. Die Lei-
tung der Feuerwehr kann bei nicht pflichtgemäßer Aufgabenwahrnehmung die Zahlung Auf-
wandsentschädigung kürzen oder vollständig aussetzen. 

 
 

§ 4 
Aufwandsentschädigung für Rufbereitschaften 

 
(1)  Für die durch den Dienstplan oder die Leitung der Feuerwehr angeordnete Rufbereitschaft 
des Leitungsdienstes (A-Dienst) wird eine Pauschale von 3,00 € je Stunde gezahlt. Die geleiste-
ten Rufbereitschaften werden monatlich abgerechnet. 
 
(2) Für die ehrenamtlich geleisteten Rufbereitschaften (A-Dienst) erfolgt eine rückwirkende Zah-
lung beginnend ab dem 01. Juni 2020. 
 
 

§ 5 
Aufwandsentschädigung für Bereitschaftszeiten 

 
(1) Für die durch die Leitung der Feuerwehr angeordneten Bereitschaftsdienste in den Feuer-
wehrhäusern und Feuerwachen sowie an anderen Einsatzorten anlässlich von Sonderveranstal-
tungen, die eine Vorhaltung von direkt verfügbaren zusätzlichen Kräften erfordern, wird eine 
Aufwandsentschädigung ausgezahlt. 
 
(2) Die Höhe der Aufwandsentschädigung für Bereitschaftszeiten bemisst sich nach dem Ent-
gelttarif zur Entgeltordnung über die Erhebung privatrechtlicher Entgelte für die Gestellung von 
Brandsicherheitswachen und sonstige Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Bergisch 
Gladbach. Führungskräfte, die mindestens eine F III-Qualifikation aufweisen, erhalten eine Auf-
wandsentschädigung in Höhe des einfachen Stundensatzes für einen Wachhabenden, alle an-
deren Kräfte eine Aufwandsentschädigung in Höhe des einfachen Stundenstandes für Posten. 
 
(3) Die geleisteten Bereitschaftszeiten werden nach Ableistung der Bereitschaft abgerechnet. 
 
(4) Für die in Absatz 1 genannten Bereitschaftszeiten wird keine Verpflegungspauschale gemäß 
§ 7 Absatz 3 ausgezahlt.   
 
 

§ 6 
Auslagenersatz 

 
(1) Alle in den §§ 1, 2, 3, 4 und 5 nicht genannten ehrenamtlichen Angehörigen der Feuerwehr 
erhalten statt einer Aufwandsentschädigung einen Ersatz ihrer notwendigen Auslagen, die auf-
grund ihres Dienstes entstanden sind. Für Verpflegung und Anfahrtskosten sind die § 7 und 8 
anzuwenden.  
 
(2) Zu den notwendigen Auslagen zählen auch erforderliche und nachgewiesene Kinderbetreu-
ungskosten. Sie können für die Zeit der Abwesenheit vom Haushalt für die verpflichtende Teil-
nahme an Einsätzen, Übungen, Aus- und Fortbildungen sowie an sonstigen Veranstaltungen 
ersetzt werden. Der Auslagenersatz ist schriftlich zu beantragen. 
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§ 7 
Verpflegungspauschalen 

 
(1) Die ehrenamtlichen Einheiten erhalten für ihre Aufwendungen für Einsätze und Übungsdiens-
te eine Pauschale von 800,00 € jährlich. Sie wird im Januar des Kalenderjahres im Voraus ge-
zahlt. 
 
(2) Bei Einsätzen, Ausbildungsveranstaltungen oder überörtlicher Hilfeleistung kann den ehren-
amtlichen Angehörigen der Feuerwehr Verpflegung einschließlich Getränke von Amts wegen 
gewährt werden, soweit Art und Dauer des Einsatzes oder der Veranstaltung dies erfordern. Die 
Entscheidung, ob Verpflegung gewährt wird, trifft die Leitung der Feuerwehr oder die von ihr 
beauftragte Person. 
 
(3) Kann Verpflegung einschließlich Getränke von Amts wegen nicht gewährt werden, so erhal-
ten die ehrenamtlichen Angehörigen der Feuerwehr folgende Verpflegungspauschalen zur Ab-
deckung ihres Bedarfes: 
 
a) bei einer Dienstleistung von drei bis sechs Stunden: 8,00 € (Kaltverpflegung) 
b) bei einer Dienstleistung über sechs bis neun Stunden: 15,00 € (Warmverpflegung) 
c) bei einer Dienstleistung über neun Stunden: 20,00 € (Kalt- und Warmverpflegung). 
 
 

§ 8 
Anfahrtspauschale 

 
(1) Die ehrenamtlichen Angehörigen der Feuerwehr erhalten eine Anfahrtspauschale von 10,00 
€ für jede vollendete Anfahrt zum Feuerwehrhaus nach einer Alarmierung. Zum Zeitpunkt der 
Alarmierung taugliche Atemschutzgeräteträgerinnen und Atemschutzgeräteträger erhalten einen 
Zuschlag von 50%. 
 
(2) Die Dokumentation der Anfahrten obliegt der oder dem für die ehrenamtliche Kraft zuständi-
gen Einheitsführerin oder Einheitsführer und ist Grundlage für eine Abrechnung. Die Abrech-
nung ist am Ende jeden Quartals durch die Einheitsführerinnen oder Einheitsführer einzu-
reichen. 
 
 

§ 9 
Dienstreisen 

 
(1) Dienstreisen außerhalb des Stadtgebiets, dazu zählen Lehrgänge und Besprechungen, kön-
nen nach der geltenden Allgemeine Geschäftsanweisung für die Stadtverwaltung Bergisch Gla-
dbach (AGA) in Verbindung mit den Vorschriften des Reisekostengesetzes Nordrhein-Westfalen 
(Landesreisekostengesetz - LRKG) und den dazu ergangenen Verordnungen nur vergütet wer-
den, wenn die Dienstreise vor Antritt formgerecht beantragt und von der Leitung der Feuerwehr 
genehmigt wurde.  
 
(2) Grundsätzlich sind öffentliche Verkehrsmittel zu benutzen. Eine Kilometerpauschale für die 
Nutzung eines privaten Fahrzeuges kann nur verlangt werden, wenn ein Dienstfahrzeug nicht 
zur Verfügung gestellt werden kann oder ein triftiger Grund, der nachzuweisen ist, vorliegt. Eine 
Erstattung erfolgt entsprechend der Regelungen des Reisekostengesetzes Nordrhein-Westfalen 
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in der jeweils gültigen Fassung. 
 
 

§ 10 
Verdienstausfall 

 
(1) Erstattungsansprüche von privaten Arbeitgebern gegenüber der Stadt Bergisch Gladbach für 
die an ehrenamtliche Angehörige der Feuerwehr fortgewährten Leistungen richten sich nach 
dem Gesetz über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz für das Land 
Nordrhein-Westfalen (BHKG NRW). 
 
(2) Beruflich selbständige ehrenamtliche Angehörige der Feuerwehr haben gegenüber der Stadt 
Bergisch Gladbach Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalles, der ihnen durch die Teilnahme 
an Einsätzen, Übungen, Lehrgängen und sonstigen Veranstaltungen auf Anforderung der Stadt 
Bergisch Gladbach entstehen. Als Ersatz wird mindestens ein Regelstundensatz gezahlt, es sei 
denn, dass ersichtlich keine finanziellen Nachteile entstanden sind. Der Regelstundensatz be-
trägt 40,00 €. Auf Antrag kann anstelle des Regelstundensatzes eine Verdienstausfallpauschale 
je Stunde gezahlt werden. Sie ist im Einzelfall auf Grundlage des glaubhaft gemachten Einkom-
mens nach billigem Ermessen festzusetzen. Der dabei nicht zu überschreitende Höchstbetrag je 
Stunde beträgt 60,00 €. 
 
(3) Nach einem Einsatz entscheidet die Einsatzleiterin oder der Einsatzleiter oder eine von ihr 
oder ihm beauftragte Person entsprechend der Vorschriften des Gesetz über den Brandschutz, 
die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz für das Land Nordrhein-Westfalen (BHKG NRW) 
unter Berücksichtigung der besonderen Einsatzbedingungen und der persönlichen Gegebenhei-
ten der eingesetzten ehrenamtlichen Kräfte im Einzelfall, ob und inwieweit ihnen eine Ruhezeit 
zu gewähren ist, bis sie ihre berufliche Tätigkeit aufnehmen oder wieder an ihren Arbeitsplatz 
zurückkehren. In Fällen der gegenseitigen, landesweiten oder auswärtigen Hilfe entscheidet die 
für die Führung der Einheit zuständige Gebietskörperschaft. 

 
 

§ 11 
Steuer, Sozialversicherung 

 
Die Empfängerinnen und Empfänger der Aufwandsentschädigungen haben die richtige steuerli-
che und sozialversicherungsrechtliche Behandlung der empfangenen Zahlungen eigenverant-
wortlich sicherzustellen. Die Stadt Bergisch Gladbach ist von jeder Haftung freigestellt. 
 
 

§ 12 
Inkrafttreten / Außerkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung über die Aufwandsentschädigung, den Auslagenersatz, den Verdienst-ausfall 
und die Förderung des Ehrenamtes für die ehrenamtlichen Angehörigen der Feuerwehr Ber-
gisch Gladbach tritt am 01.10.2023 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über Aufwandsentschädigung und Kostenersatz für die ehren-
amtlichen Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Bergisch Gladbach vom 
12.12.2002 außer Kraft. 
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Die Satzung vom 06.09.2023 wurde am 28.09.2023 im Amtsblatt der Stadt Bergisch Gladbach 
veröffentlicht und ist ab 01.10.2023 in Kraft. 


